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in der Assekuranz wuchs der Anteil von Nicht-Banken, bzw. Nicht-Versicherungen an. 

den erworbenen Gesellschaften. 

Beim Bundeskartellamt angezeigte Zusammenschlüsse 1983 - 1992 

Zusammenschlüsse mit Banken als Zusammenschlüsse mit Versicherungen 
Erwerbern insgesamt als Erwerbern insgesamt 

(davon an Nicht-Banken) (davon an Nicht-Versicherungen) 
32 (22) 1983 7 (4) 
38 (30) 1984 10 (5) 
41 (33) 1985 13 (7) 
47 (39) 1986 13 (7) 
57 (44) 1987 8 (5) 
65 (50) 1988 15 (9) 
86 (65) 1989 17 (16) 

106 (80) 1990 25 (12) 
176 (139) 1991* 42 (27) 
192 (165) 1992* 36 (28) 

1991 und 1992 sind erstmals auch die Fälle erfaßt, an denen neben Banken und Versicherungen 
noch weitere Unternehmen beteiligt waren [Banken: 68 (1991) und 97 ( 1992); Versicherungen: 
17 (1991) und 8 (1992)1 

Quelle: Bundeskartellamt (schriftliche Stellungnahme für die Anhörung zum Thema Macht der Banken 
und Versicherungen des Ausschusses für Wirtschaft im Deutschen Bundestag vom 26.11,1993 

Geschäftspolitik 

Die erwarteten Veränderungen durch den europäischen Binnenmarkt wie die ohnehin 
bescl1worenen Forderungen der Zeit erlauben der Assekuranz einige geschäftspoli­
tiscl1e Varianten, die isoliert oder im Verbund genutzt werden können: 

Produktgestaltung und Produktdifferenzierung (unter Einschluß neuartiger Produk­
te, negativer und positiver Diskriminierung von Zielgruppen und Risiken34), 

Kalkulation (gemeinhin werden, infolge einer Beschränkung auf attraktive Risiken 

und Risikogruppen oder durch Verringern des Umfangs der Leistungen, diverse 
Billigangebote erwartet), 

Vertrieb {Deutsch-Bankier Krupp erwartet für 1998, daß nur noch 30 Prozent des 
Assekuranzumsatzes durch "Vertreterorganisationen" erwirtschaftet werden35), 

- "Lean Assurance" (die vorhandenen klassischen Rationalisierungsmöglichkeiten 
verdeutlicht der Branchen-Primus Allianz: Dessen Vertreter sind erst zu 60 Prozent 
mit Computern ausgerüstet). 

Ein Beispiel für die erfolgreiche Plazierung am Versicherungsmarkt - durch die "Kon­
kurrenz" - liefert die Deutsche Bank. 1983 schuf die Großbank den "Sparplan mit 
Versicherungsschutz". Damit legte sie den Grundstein für die 1989 gegründete 
Lebensversicherungs-AG der Deutschen Bank (OB-Leben). 1991 schuf die Deutsche 

34 Die Unternehmensberatung McKinsey soll auf der Basis einer europaweiten Branchenanalyse die 
"gezielte Risikoselektion und Preispolitik", etwa für "Risikogruppen wie Studenten und Single­
Frauen", vorschlagen (Capital 7/93, S. 114). 

35 Georg Krupp, a.a.O .. S. 332. 



- 93 -

Bank eine filial-eigene ambulante Vertriebsorganisation. Den "Schlußstein" (Georg 

Krupp) im Massengeschäft setzte das Kreditinstitut mit dem Kauf des Deutschen 
Herold im Jahre 1992. Die Herold-Gruppe, mit über 15.000 Mitarbeitern im 
Außendienst, bietet eine eigene Stammorganisation und mit der Sonnfinanz einen 
wirkungsvollen Strukturvertrieb. Verkauft werden neben den Herold-Produkten solche 

der Deutschen Bank. Im Neugeschäft lag die Gruppe bereits auf Rang sieben unter 
den deutschen Lebensversicherern. Der Deutsche Bank-Einstieg beim Gerling-Konzern 
war vor zwei Jahren der komplettierende Einstieg in das Industrie- und Rückversiche­
rungsgeschäft und zugleich in den Spezial- und Großkunden-Vertrieb. Die erworbenen 
"Töchter" und Beteiligungen erlauben der Deutschen Bank über das vorhandene 
unmittelbare Potential der Versicherungsunternehmen hinaus das Beschreiten von 
bislang ungenutzten Wegen: Man gründete neue Gesellschaften. Zusammen mit 
Herold und Gerling wurden bspw. Rechtsschutz- und Krankenversicherungen ge­
schaffen. Mit dem Gerling-Konzern (30 Prozent) ist die Deutsche Bank (70 Prozent) 

an der Firmen-Lebensversicherungs-AG der Deutschen Bank beteiligt, die auf Produk­
te der betrieblichen Altersversorgung spezialisiert ist. 

Dank der Erwerbung des Deutschen Herold, von Teilen des Gerling-Konzerns und der 
folgenden Neugründungen erklärte Deutsch-Banker Krupp das Versicherungsangebot 
und auch die Finanzdienstleistungspalette der Deutschen Bank für "komplett". 36 

Gleiches gilt für das Vetriebsnetz der Großbank. Aber nichts "Komplettes" im Haus 
der Deutschen Bank, was nicht noch "kompletter" ginge: So umfaßt das OB-Engage­
ment in der Assekuranz weitere Beteiligungen von volkswirtschaftlicher Relevanz: 
- an der Nürnberger-Versicherungs-Gruppe (25 vH), 

an der Allianz (1 0 vH) und der mit ihr verbundenen 
- Münchenar-Rückversicherung (1 0 vH) sowie 

der AMB Aachener-Münchener-Gruppe ( 10 vHJ. 

Im Zusammenhang mit der AMB und der Börsenplazierung der Volksfürsorge im Juli 
1991 durch die Deutsche Bank existiert(el wohl zeitweilig eine zweistellige Beteili­
gung der Großbank an der Volksfürsorge Holding AG. 

Das Handelsblatt sieht in der Bundesrepublik langfristig ein "Oligopol von vier großen 
Versicherungsgruppen" am Werk (8. 7 .93): 

Allianz I Münchener Rückversicherung I Dresdner Bank; 
Deutsche Bank I Herold I Gerling I Nürnberger; 
Colonia I Nordstern I Victoire und 
AMB I Volksfürsorge I AGF. 

Die Zahl vier läßt sich aber argumentativ weiter reduzieren: 

da die Deutsche Bank eng mit der Allianz verbunden ist. Immerhin gehört die 
Allianz zum (nicht-dominierten) Kern der Finanzgruppe um die Deutsche Bank.37 

36 Georg Krupp, a.a.O., S. 337. 

37 Hermannus Pfeiffer, Die Macht der Banken, Frankfurt/Main und New York 1993, S. 244. "Ge­
trennt marschieren und vereint schlagen• könnte das Motto der beiden Konzerne lauten, seitdem 
die Deutsche Bank, verbunden mit heftigem medialen Schimpf aus dem Hause der Allianz, eigen­
ständig auf den Versicherungsmarkt eintrat. Eine von mir an anderer Stelle ausführlicher erläuterte 
These !Dresdner sicher Allianz-versichert, in: Die Tageszeitung v. 2.4.1993 sowie Großbanken: 
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Das Deutsche Bank-Allianz-Konglomerat stieg bei AMB als Aktionär ein (und die 
Dresdner Bank auch). 

- Colonla-Nordstern kann als "französische, etatistische Gruppe" {Victoire) gesehen 
werden, wozu der schwächere Einfluß der französischen AGF bei AMB Aachener­
Münchener (eventuell fiktiv) hinzugerechnet werden darf Wber die Wirkung der 

angekündigten Privatisierungen in Frankreich wollen wir nicht spekulieren). 

Folglich wird das Geschehen in der deutschen Versicherungswirtschaft primär von 

zwei Assoziationen bestimmt, einerseits von der Deutschen Bank-Allianz und ander­
seits einer französisch-etatistischen. 

Der europäische Binnenmarkt erlaubt den Versicherungsunternehmen vier Gruppen 
von zweckmäßigen Verhaltensmustern, aus denen sie ihre Strategie entwickeln kön­
nen: 

Internationalisierung; 
Zentralisation und Konzentration des Kapitals; 
Strategische Allianzen auf Dritt-Märkten (im Ausland: mit Versicherungen; im 
Inland: mit Banken); 
Spezialisierung und Differenzierung des Angebots, der Bedingungen und Preise, 
der Zielgruppen und Vertriebswege. 

Ein französischer Versicherer auf dem deutschen Markt 

Verlassen wir den Winkel, aus dem wir in Richtung deutsche Assekuranz und ihres 
europäischen Weges schauten. Der hiesige Markt weckt ebenfalls das Interesse von 
Konzernen aus anderen Ländern. War der deutsche Markt bis vor kurzem eine 
Domäne schweizer Versicherer, gelang in jüngster Zeit auf dem Wege der strate­
gischen Ausrichtung auf die neuen Bedingungen des Binnenmarktes französischen 
Unternehmen ein Ausbau ihrer Präsenz. Französische Versicherer dürften mittlerweile 
die stärkste (fiktive) Auslandsgruppe auf dem deutschen Markt bilden. Dieser soll zu 
den Hauptzielgebieten der Franzosen gehören. Einer der Gründe: Die Versicherungen 
verdienen in Deutschland besser als in Frankreich.38 

Die staatliche Assurance Generale de France (AGF) führte seit 1990 Verhandlungen 
mit der AMB Aachener und Münchener Beteiligungs-AG über einen möglichen Ein­
stieg. Als strittiger Knackpunkt galten die differierenden Europastrategien der Ver­
sicherungskonzerne. Im Jahr 1992 wandelte sich dann das Bild 

vom "feindlichen Einstieg" 

über ein "Agreement", via Sanierung der BfG Bank (auf der Basis des Kaufs durch 
den Credit Lyonnais von der AMB, verbunden mit einem Ringtausch von Aktien, 
der u.a. den Einstieg der AGF bei AMB mit sich brachtel 
zur "Partnerschaft". 

Bilanzen, Konzepte, Strategien, in: BankWatch Infodienst zu Finanzdienstleistungen 5/1993, 
s. 70). 

38 So Danile Schante, Mitglied der Geschäftsleitung der Assurances de Credit Mutuel, Straßburg, auf 
einer Tagung des Arbeitgeberverbandes der Versicherungsunternehmen {AGV); in: Versiehe· 
rungswirtschaft 1/1992, S. 91. 
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Übrigens wurde der BfG-Verkauf, eine der größten Übernahmen in der deutschen 
Bankengeschichte, im wesentlichen durch die Deutsche Bank-"Tochter" Morgan 
Granfell organisiert. Heute hält die französische AGF 33,5 Prozent des Kapitals der 
AMB. 

Zur Strategie der AGF erläuterte deren früherer Direktor, der spätere Vorstand der 

Aachener-Münchener, Claude Tagger: "Die AGF si~herte sich durch den Erwerb der 
Sperrminorität bei der AMB einen Eintritt in den deutschen Markt und komplettierte 
damit ihre Präsenz. Insgesamt sind die AGF nunmehr in allen EU-Ländern außer 
Dänemark und den Niederlanden vertreten. Die strategischen SchwerpUnkte der AGF 
liegen in Deutschland, Belgien, Großbritannien und Spanien. Die Länder, in denen die 
AGF nicht direkt vertreten sind, werden durch weltweite Kooperationsvereinbarungen 
mit namhaften Versicherungsgruppen abgedeckt. Beispiel hierfür ist die Kooperation 
mit Trygg Hansa durch Horne in Nordamerika. Die Akquisitionen obiger Gesell­
schaften sind jedoch nicht auf eine Expansionsstrategie im Sektor der Industrie­
versicherung ausgerichtet. Vielmehr haben alle Unternehmen den Ausbau von 
Marktanteilen im profitablen Privatkundengeschäft zum Ziel. ln Zahlen läßt sich dies 
dadurch ausdrücken, daß von den etwa 1 00 Beteiligungen, die in Europa im letzten 
Jahrzehnt den Besitzer gewechselt haben, nur etwa 22 Prozent spezielle Industrie­
versicherer betroffen haben. n39 

Beispiel Aachener-Münchener-Gruppe 

Der Einstieg war gelungen. Eine spätere Übernahme der AMB Aachener und 
Münchener Beteiligungs-AG hätte der Assurance Generale de France einen erheb­

lichen Zugang zum deutschen Markt gestattet. Immerhin ist die AMB einer der größ­
ten deutschen Konkurrenten der Allianz-Versicherung. Dies erklärt möglicherweise 
das Hin und Her und letztlich das Scheitern der AMB-Übernahme durch AGF (zuletzt 
33,5 Prozent des Kapitals). Im Mai .1993 bildete sich eine "deutsche Gruppe", aus 
Deutscher (1 0 vH) und Dresdner Bank (14 vH), Allianz (5 vH) und der mit ihr 

verbundenen Münchener Rückversicherung (8,6 vHL mit zusammen rund 38 Prozent 
der AMB-Anteile.4ü Eine besondere Rolle hatte bislang die Dresdner Bank als 
Hausbank der AMB Aachener-Münchener und Emissionsführerin inne. 

Das personale Synonym der AMB, Helmut Gies, zuletzt von den neuen Eigentümern 

als Aufsichtsratsvorsitzender entmachtet, gehörte viele Jahre einem Dresdner Bank­
Beirat an, während Dresdner Sank-Aufsichtsratsvorsitzender Rolf Die! dem AMB­
Präsidium angehörte. Der kapitale Einstieg der Deutschen Bank bei AMB drückt sich 
auch in einem anderen Wandel aus: Der neue Vorsitzende des AMB-Aufsichtsrats, 

Hans Krämer, sitzt im Beirat Essen der Deutschen Bank. Er kam vom Treuhand­
Vorstand und war zuvor für die Allianz und die Münchener Rückversicherung tätig. 

39 Claude Tagger, Die Europastrategie der großen französischen Versicherer unter besonderer 
Berücksichtigung der lndustrieversicherung, in: Die Versicherungs-Praxis 7/1993, S. 125. Die 
Ausführungen Taggers basieren auf seinem Vortrag vor der Hauptversammlung des DVS Deut­
scher Versicherungs-Schutzverband e.V. am 7.5.1993 in Bonn. 

40 Handelsblatt v. 8. 7. 1993. 
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AMB scheint zusätzlich zu der ungeklärten Kapitalstruktur weitere Probleme zu 
haben: Die Zeitschrift Capital vermißt beim AMB-Holding-Chef Wolfgang Kaske (und 
damit wohl im Konzern) ein Konzept, um den "ineffizienten Vertriebsapparat" zu 
reformieren. Die Kosten seien zu hoch. Mit 110.000 Vertretern seien doppelt so viele 
wie bei der Allianz beschäftigt. Zudem sei die AMB-Verwaltung "gigantisch" .4 1 Zu­
rückgefahren wurde die internationale Expansion der AMB. Im August wurden Mehr­
heitsbeteiligungen an einem US-amerikanischen und einem niederländischen Versiche­
rer veräußert. Bislang ohne Erfolg verlief der Aufbau strategischer Allianzen. 1992 
hatten die ABM sowie die italienischen und britischen Großversicherer La Fondiaria 
und Royal lnsurance den Verbund EPIC (European Partners for lnsurance Coope­
ration) gegründet. Selber in ökonomischen Schwierigkeiten, verließ La Fondiaria kürz­
lich die EPIC, nachdem sie zuvor als Gesellschafter von AMB ebenfalls ausgestiegen 
war. Das zu vermutende Allfinanzkonzept der Aachener-Münchener wurde durch den 
Verkauf der BfG Bank negiert. 

Beispiel Volksfürsorge 

Eine der wesentlichen Beteiligungen der Aachener-Münchener-Gruppe ist das Engage­
ment bei der Volksfürsorge Holding AG, Hamburg, jahrzehntelang ein Unternehmen 
der Gewerkschaften. Dabei hat sich der hanseatische Versicherungskonzern eine ge­
wisse Innovationskraft (oder sollten wir schreiben: Nachahmungskraft?) erhalten. Im 
Sommer 1992 wurde die Idee zu "Dread Disease-Policen" aus Großbritannien impor­

tiert. eine Variante der Kapital-Lebensversicherung, die bereits bei sehr schweren 
Krankheiten zur Auszahlung kommt. Ein Jahr später, im Sommer 1993, pries Gerling 
in Anzeigen seine Dread Disease·.Versicherung als neuartiges Produkt an. 

Aber auch dieser im deutschen Privatgeschäft wichtige Konzern, die Nummer drei der 
Lebensversicherer, hat im Vorfeld des europäischen Binnenmarktes nennenswerte 
Schwierigkeiten. Beispielsweise den Vertrieb: Durch die Beteiligung in Höhe von 1 5 
Prozent am zweitgrößten deutschen Strukturvertrieb, der Kötner OVB Allfinanzver­
mittlungs GmbH & Co KG (Mehrheit: Deutscher Ring), entsteht möglicherweise ein 
Spannungsfeld zum traditionellen Volksfürsorge-Vertrieb. Insbesondere könnte die 
Spannung im Vertriebsspezifikum der Hamburger Versicherung, dem nebenberuf­
lichen Außendienst entstehen, zum Großteil eine Art von gewerkschaftlichen "Ver­
sicherungs-Vertrauensleuten" in den Betrieben. Sowohl die gewissermaßen ideo­
logische Motivation eines Großteils dieser Vertrauensleute entfällt künftig als auch 
der Vertrauensbonus bei der häufig gewerkschaftlich organisierten Kundschaft. Da 
die AMB, in den Worten von AMB-Pressesprecherin Gabriete Greive, auf den betriebs­

nahen Vertriebsweg "schwört", stellt sich für AMB etwa die Frage: Wie kann der alte 
Vertrieb fortan motiviert werden? 

Der Ausstieg der DGB-Gewerkschaften (via BGAG) aus dem Aktionärskreis der Volks­
fürsorge wirft die Frage nach der Kundenbindung auf. Die Gewerkschaften als Groß­

kunden sie bieten beitragsehrlichen Mitgliedern diverse Versicherungsleistungen an, 
vom Rechtsschutz bis zum Krankenhaus-Tagegeld - sollen mittels Kooperationsver­
trägen weiterhin an den Hamburger Konzern gebunden bleiben. 

41 Capita17/93, S. 110. 
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Ein weiteres Volksfürsorge-Problem stellen die hohen Stornoquoten dar. 5,96 Prozent 

des Volksfürsorge-Bestandes an Lebensversicherungen wurden im Jahr 1992 
gekündigt (Branche: 5,45 vH). Noch deutlicher liegt die Vofü-Stornoquote über dem 
Branchenschnitt für den Zeitraum 1988 bis 1992: 5,62 zu 4,63 vH. Ebenfalls über 

dem Durchschnitt der Konkurrenz liegt das Neugeschäfts-Storno der Volksfürsorge 
(1988-92: 8,36 zu 7,67 vH).42 Gefördert wurde die schlechte Stornoentwicklung 
durch -den Einstieg in den Strukturvertrieb OVB. 

Im Vergleich zur Branche begünstigt durch ein überdurchschnittliches Einkommens­

und Sozialniveau sind die Verwaltungskosten der Volksfürsorge-Gruppe hoch. Die 
Kosten pro Mitarbeiter in den Sparten "Sach" und "Leben" sollen 94.000 DM (1992) 
betragen, der Branchendurchschnitt liege bei 86.600 DM, hieß es firmenseitig auf der 
Hauptversammlung der Volksfürsorge. Die Personalkosten lägen damit 9,9 Prozent 
über der Konkurrenz. Der Haustarifvertrag sichert den Beschäftigten auch in den 
nächsten Jahren noch die Errungenschaften aus der Zeit als Gewerkschaftsunter­
nehmen. Allerdings stellt sich die "soziale Frage" nach dem überraschenden Totalaus­
stieg der gewerkschaftseigenen Beteiligungsgesellschaft BGAG zum 1. Dezember 

1993 künftig verstärkt. Seither hält die AMB 75 Prozent des Kapitals, der Rest soll 
sich in Streubesitz befinden. 

Durch das Engagement bei der Karlsruher Badenia Bausparkasse AG (gut 30 Pro­
zent}, hier ist die AMB größter Aktionär, und den kürzlichen (Wieder-)Einstieg bei der 
BfG Bank ( 1 0 Prozent) existieren immerhin Ansätze einer Allfinanzpraxis bei der 

Volksfürsorge.43 Aber setzt ein Großteil der Assekuranz auf Internationalisierung, 
scheint die Volksfürsorge-Gruppe ihr Glück in einer, wenngleich recht breiten, so 
doch lediglich nationalen Nische zu suchen. Wolfgang Kaske, der damalige Vor­
standssprecher der Volksfürsorge und kommende der AMB-Gruppe, äußerte bereits 
im Sommer 1 992: "Alle Prioritäten legen wir in den deutschen Markt._ Es gibt keine 
Pläne, ins Ausland mit Zweigniederlassungen oder sonstigen Institutionen vorzudrin­
gen". Kaskes Nachfolger, Wilko H. Börner, zuvor Vorstandsvorsitzender der Aachener 
und Münchener Lebensversicherung AG, bestätigte diese Strategie auf der jüngsten 

Bilanzpressekonferenz in Hamburg. Sein Haus sieht Börner "gut gerüstet" für den 
sich verschärfenden Wettbewerb in der Europäischen Union. Eigene größere Engage­
ments im Ausland seien aber nicht geplant: "Es drängt uns nicht nach Europa".44 

Zentralisation und Konzentration im Hintergrund sowie Kooperation und Konkurrenz 
der Oligopole im Vordergrund bestimmen das "neue" Westeuropa und werden es hin­

fort prägen. Auf weiterhin faktisch regionalisierten Märkten werden einige wenige 
Versicherungskonzerne das private und industrielle Geschäft dominieren. Es werden 
einige Marktnischen für Spezialitäten und Spezialisten erhalten bleiben und einige neu 
entstehen. Spektakuläre Entwicklungen werden mit dem 1. Juli 1994 nicht beginnen. 
Bereits heute trägt die europäische Medaille auf der einen Seite das Signet der 

42 Gerlach-Report 32/93, S. 2. 

43 Volksfürsorge und AMB zusammen mit der Rechtsschutzversicherung Advocard, Badenia, BfG 
Bank und der Central Krankenversicherung seien "für die Zukunft ein attraktives Team", äußerte 
Vorstandsvorsitzender Börner in der Mitarbeiterinnen-Zeitschritt Vofü Magazin (3/93, S. 3). 

44 Frankfurter Rundschau v. 18.6.1993. 
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Expansion, für die Rückseite bleibt da - wie das Beispiel Volksfürsorge zeigt -

lediglich das Zeichen des regionalen Juniorpartners. 

Jörg Huffschmidt 

Standortdebatte in Spanien 

Eine Tagung kritischer Wirtschaftswissenschaftlerinnen in Valencia 

Vom 10. bis zum 12. März 1994 fanden in Valencia die "IV. Tage Kritische Öko­

nomie" statt. Rund 300 Wirtschaftswissenschaftlerinnen aus fast allen Hochschulen 
des Landes diskutierten in der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität 
Valencia aktuelle Probleme der wirtschaftlichen Entwicklung und vor allem der prak­
tizierten Wirtschaftspolitik in Spanien. Bei aller Unterschiedlichkelt theoretischer Posi­

tionen bestand die gemeinsame Grundlage der Diskussion in einer Kritik an der markt­
liberalen Wirtschaftsdoktrin, die sich auch in Spanien in der Wirtschaftswissenschaft 

und der Wirtschaftspolitik weitgehend durchgesetzt hat. Diese Kritik hatte schon 

1987 zu einer Tagung der Gruppe in Madrid geführt - zu einer Zeit, als die spanische 
Wirtschaft noch mit 5 vH pro Jahr wuchs und der Beitritt zur EG und das Projekt des 

europäischen Binnenmarktes dauernde Prosperität zu versprechen schienen. Mittler­

weile haben sich die Kritik an der Wirtschaftspolitik und die Prognosen über ihre 

negativen wirtschaftlichen und sozialen Folgen in bedrückendem Maße bestätigt: Das 
Sozialprodul<t sank im vergangenen Jahr um 1 vH und damit stärker als jemals zuvor 

seit den sechziger Jahren. Die offizielle Rate der Arbeitslosigkeit lag 1993 bei 23 vH 
im Durchschnitt, für Jugendliche bei über 40 vH. Die ökologischen Folgen der 

schnellen spanischen Industrialisierung sind u.a. in dem unbeschreiblichen Verkehrs­

chaos der großen Städte täglich hautnah zu erleben. 

Die Gruppe von Wirtschaftswissenschaftlerlnnen, die die erste Veranstaltung Kri­

tische Ökonomie initiiert hatte, hat sich mittlerweile konsolidiert und erweitert, ohne 

jedoch eine formelle Organisation mit formeller Mitgliedschaft und offiziellen Organen 

geworden zu sein. 1990 wurde die zweite Tagung in Bilbao und 1992 . die dritte in 

Barcelona abg·ehalten. Dieser Zweijahresrhythmus soll auch künftig beibehalten wer­

den; er ist auch ein Grund dafür, daß sich die Kritik bislang nicht in einer gemein­

samen politischen Plattform mit konkreten politischen Alternativforderungen niederge­

schlagen hat. Die anfänglich vorhandenen Berührungsängste und Profilierungsstra­

tegien der Vertreterinnen verschiedener theoretischer marxisitischer, keynesia­

nischer, ökologischer und politischer Richtungen - Kommunistlnnen, Sozialistlnnen, 

Sozialdemokratinnen und Grüne ist gegenüber der Wahrnehmung einer relativ 

breiten gemeinsamen Basis für Kritik und Alternativvorschläge in den Hintergrund 

getreten. Der Vorteil größerer Zwischenräume zeigte sich auf der Tagung in Valencia 
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allerdings auch beeindruckend in ihrer hervorragenden theoretischen Vorbereitung, 
die durch eine Vielzahl exzellenter Papiere zum Ausdruck kam. Ein Kreis von Heraus­
geberinnen aus der Gruppe betreut inzwischen eine Publikationsreihe "Economia 
Critica", die in dem renommierten Verlag lkaria erscheint. Bislang sind 8 Bände er­
schienen, darunter umfangreiche Sammelbände über die Neuformierung des spa­

nischen Kapitalismus von 1970 1990 (Miren Etxezarreta < Hrsg. >, La reestructura­
ci6n del capitalismo en Espafia, 1970 1990, erschienen 1991}, über die philoso­
phischen Grundlagen der Ökonomie {Aifons Barcel6, Filosofiaa de Ia economia. 

Leyes, theorfas y modelos, 1992}, das Problem der Privatisierungen (Gregorio 
Rodrfguez Cabrero < Hrsg. >, Estado, privatizaci6n y bienestar. Un debate de Ia 
Europa actual, 1991} oder schließlich, als letzte Neuerscheinung, über die Weltwirt­
schaft der neunziger Jahre {Carlos Berzosa < Hrsg. >, La economia mundial en los 
90. Tendencias y desafios, 1994). 

Die Tagung in Valencia stand unter dem Generalthema "Arbeitslosigkeit und Arbeits­
markt". Vormittags gab es zentrale Referate, die im Plenum gehalten und diskutiert 
wurden: Theorien über die Arbeitslosigkeit, Reform des Arbeitsmarktes, .Arbeitszeit­
verkürzung in Spanien, "offene Wirtschaft bei geschlossenen Grenzen" - zum Pro­
blem Migration und Arbeitslosigkeit, zum Verhältnis von Arbeitslosigkeit, Wachstum 
und ökologischem Gleichgewicht. Nachmittags fanden fünf Arbeitsgruppen zu folgen­
den Themen statt: 
1. Grundlagen kritischer Ökonomie, 
2. Raum und Umwelt, 
3. Arbeitsmarkt und Sozialpolitik, 
4. Weltwirtschaft, 
5. Wirtschaft und Wirtschaftspolitik in Spanien. 

Zu allen Arbeitsgruppen lag eine größere Zahl vorbereiteter Papiere vor,, die von den 
Verfasserinnen kurz resümiert wurden und den Ausgangspunkt intensiver und leb­
hafter Diskussionen bildeten. 

Statt die Inhalte der einzelnen Arbeitsgruppen im einzelnen zu referieren, will ich hier 
drei zentrale Problembereiche insbesondere der letzten Arbeitsgruppe skizzieren, weil 
sich hier bemerkenswerte Ähnlichkeiten mit den Diskussionen der deutschen Memo­
randumgruppe gezeigt haben - und mir die Wünschbarkeit, Sinnhaftigkeit und Not­
wendigkeit besonders deutlich wurde, diese Probleme gemeinsam zu behandeln. 

l. Auch Spanien befindet sich wie Deutschland und eine ganze Reihe anderer euro­
päischer Länder - in der tiefsten wirtschaftlichen Rezession seiner Nachkriegsge­
schichte. Das Wachstum des Sozialproduktes geht seit 1988 - als es immerhin noch 
5,2 vH betrug Jahr für Jahr zurück; die Arbeitslosigkeit hat historische Rekord­
höhen erreicht und liegt mehr als doppelt so hoch wie die durchschnittliche in der 
EG. Die Leistungsbilanz befindet sich seit 1988 erneut in einem Defizit, das jährlich 

zunimmt. Die regionalen Disparitäten haben nicht ab-, sondern weiter zugenommen. 
Die. Ursachen für diese Krise liegen einerseits in dem allgemeinen Abschwung der 
Weltwirtschaft seit Ende der achtziger Jahre; insofern handelt es sich um 
gemeinsame Ursachen in Spanien, Deutschland und anderen Ländern. Andererseits 

unterscheiden sie sich jedoch deutlich: Die deutsche Wirtschaftskrise ist im wesent-
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Iichen geprägt durch das Zusammenfallen der normalen konjunkturellen und der 
ebenso normalen (nämlich systemimmanenten} strukturellen Krise in Westdeutschland 
mit dem Zusammenbruch, der Transformationskrise und dem wirtschaftspolitischen 

Katastrophenkurs in Ostdeutschland: Seide Faktoren verstärken sich gegenseitig. ln 
Spanien dagegen besteht das strukturelle Moment der Krise im wesentlichen darin, 
daß das vorherrschend auf ausländischen Technologieimport setzende Entwicklungs­

konzept schneller nachholender Industrialisierung gescheitert ist. Die Strategie der 
Modernisierung durch Technologieimport, die die Regierung seit 1982 mit hohen 
Subventionskosten für ausländische Unternehmen betrieben hat, erwies sich als nur 
kurzfristig erfolgreich. Die ausländischen Konzerne, die infolge dieser staatlichen 
Politik besonders in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre massenhaft ins Land 
gekommen waren und Spanien beispielsweise Anfang der neunziger Jahre zum 
Land mit der drittgrößten Automobilproduktion in Europa ohne ein einziges Unter­
nehmen in spanischem Besitz gemacht hatten -, ziehen sich jetzt ebenso massenhaft 
zurück. Die Schließung des SEA T-Werks in Barcelona ist zwar ein besonders 
drastischer, aber keineswegs der einzige Fall eines derartigen Rückzugs. Akzo, 
Siemens, Philips, Triumph und andere haben ihrerseits bereits Werke in Spanien 
geschlossen, Suzuki verringert seine Belegschaft auf weniger als die Hälfte etc. Die 
sozialen Konsequenzen sind verheerend. Anhaltende und absehbar weiter steigende 
Arbeitslosigkeit ist das wirtschaftliche Hauptproblem des Landes und wird es auf 
absehbare Zeit bleiben. 

2. Auch Spanien hat seine Standortdebatte. Auch hier gibt es den bekannten Ein­
klang zwischen den vorherrschenden Wirtschaftswissenschaften, dem Unternehmer­
verband CEOE und der Regierung, einer sozialistischen Regierung. An der Arbeits­
losigkeit sind demzufolge die Arbeitnehmerlnnen, die Gewerkschaften und die Sozial­
gesetze schuld: Die löhne sind zu hoch, die Gewerkschaften zu mächtig und zu stur 
und die Gesetze zu rigide. Kurz, der Arbeitsmarkt funktioniert nicht so, wie er sollte 
und produziert Arbeitslosigkeit statt Beschäftigung. Das Hauptprojekt der Regierung 
Gonzalez besteht folgerichtig darin, durch eine "Reform des Arbeitsmarktes" die 

Lohnkosten zu senken, die Gewerkschaften zu schwächen, den Schutz der Arbeits­
kraft und der Bedingungen für ihren Einsatz zu "lockern", um durch diese Flexibili­
sierung die internationale Wettbewerbsfähigkeit der spanischen Wirtschaft zu erhö­

hen und durch mehr Exporte aus der Krise herauszukommen. Diese Argumentation 
unterscheidet sich in nichts von der in Deutschland gängigen. Ihre Umsetzung in 

Spanien und in Deutschland würde also auch die relative Wettbewerbsfähigkeit zu­
mindest für diese beiden Länder nicht verändern und nur dazu führen, daß in beiden 
die Arbeitnehmerinnen schlechter dran wären als zuvor. Reform des Arbeitsmarktes 

heißt im spanischen Fall die Einführung befristeter Arbeitsverträge als gleich­
Form des Normalarbeitsverhältnisses neben dem unbefristeten Vertrag, 

die Erleichterung von Überstunden; vereinbarte Arbeitszeiten sollen für das ganze 

Jahr gelten und extrem ungleich auf dieses verteilt werden können; die Unternehmer 

können leichter kündigen, z.B. aus "organisatorischen Gründen", die sich einer objek­
tiven Beurteilung weitgehend entziehen. Die beiden größten Gewerkschaften Union 

General de Trabajadores (UGT) und Comisiones Obreras (CCOO! haben diese Pläne 
nach anfänglichen Verhandlungen abgelehnt und am 27. Januar 1994 zu einem Ge-
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neralstreik aufgerufen. Dieser wurde zwar landesweit relativ weitgehend befolgt, 
konnte die Regierung jedoch nicht davon abhalten, ihr Gesetzeswerk jetzt im Allein­

gang durchzuziehen. 

3. Auch in Spanien stehen die Fragen eines anderen ökonomischen Entwicklungstyps 
im Zentrum der Debatten über alternative Wirtschaftspolitik. Die intensive Diskussion 

hierüber, die in der fünften Arbeitsgruppe geführt wurde, basierte auf der Forderung 
nach einer stärkeren Konzentration auf den inneren Markt und einer mit Mitteln der 
expansiven nationalen und kontrollierenden internationalen Wirtschaftspolitik anzu­
strebenden besseren Förderung von Beschäftigung, Versorgung und Umweltschutz 
im jeweils eigenen Land. Dies sei die Alternative zum Starren auf die internationale 

Wettbewerbsfähigkeit und zum Wettlauf um die Schaffung der jeweils besten Kon­
ditionen für das internationale Kapital. Bei aller generellen Zustimmung zu diesen 
alternativen Perspektiven brachte die Diskussion jedoch auch Kontroversen und Un­
sicherheiten über die Art und Weise ihrer Realisierung. Sie bezogen sich vor allem auf 
zwei Bereiche: 

1) Was heißt Hinwendung zum Binnenmarkt und zur Politik der Beschäftigungs­
förderung durch expansive Finanzpolitik konkret? Kann eine Politik der Wachstums­
förderung akzeptiert werden, die auch in Spanien bereits katastrophale ökologische 
Wirkungen mit sich gebracht hat? Wie ist das Verhältnis zwischen Umweltschutz, 
Beschäftigung und Wirtschaftswachstum zu definieren? Welche Rolle spielen Arbeits­

zeitverkürzungen als Mittel der Beschäftigungspolitik? 

2) Wie kann eine vorwiegend binnenorientierte Wirtschaftspolitik - angenommen, sie 

ließe sich realisieren - außenwirtschaftlich abgesichert werden? Sie ist offensichtlich 
nicht vereinbar mit unbeschränkter Freiheit des internationalen Waren-, Dienst­
leistungs- und vor allem Kapital- und Geldverkehrs. Welche Möglichkeiten der Kon­
trolle gibt es zwischen einer unbeschränkten Liberalisierung und nationaler Isolierung 
in der Weltwirtschaft durch harten Protektionismus? Kann ein Ausgleich der 
Leistungsbilanz durch "managed trade" erreicht werden, und wie wären darauf abzie­

lende Abkommen nach innen umzusetzen? 

Dies sind bekanntlich Fragen, die auch in Deutschland die Diskussion über alternative 
Wirtschaftspolitik maßgeblich bestimmen - nach der dreijährigen Schrecksekunde 

über das wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Desaster der deutschen Vereini­
gung. Diese Ähnlichkeit der Fragestellungen und der ersten Versuche, hierauf vorläu­
fige Antworten zu formulieren, ist theoretisch nicht schwer nachzuvollziehen, prak­

tisch hat sie mich dennoch verblüfft. Beides zeigt aber auch, daß es zumindest sehr 
sinnvoll, wahrscheinlich sogar notwendig ist, solche Fragen zwischen Wirtschafts­
wissenschaftlerlnnen aus verschiedenen Ländern zu führen. Das kann ohne großen 
organisatorischen und protokollarischen Aufwand geschehen, es wird sicher zunächst 
auch kein europäisches Manifest für eine alternative Wirtschaftspolitik dabei heraus­

kommen. Wenn es aber gelingt, in gemeinsamer Diskussion aus der Analyse der 

Bedingungen in den verschiedenen Ländern gemeinsame Eckpunkte eines alternativen 
ökonomischen Entwicklungstyps sowie wesentliche Meilensteine auf diesem Weg zu 
identifizieren, dann wäre das schon ein Schritt nach vorne. 



Sechste Sommerschule der Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik vom 18. bis 23. September 1994 

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik bietet auch in diesem Jahr Interes­
sierten die Möglichkeit, in Form einer einwöchigen Sommerschule aktuelle Fragen der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik ausführlich zu bearbeiten und zu diskutieren. 
Geplant ist gegenwärtig die Behandlung folgender Themenkomplexe: 

Entwicklung der wirtschafts-, sozial- und umweltpolitischen Lage in den alten 
und neuen Bundeslandern sowie Alternativen in der Sozialpolitik 

Wirtschaftsstandort Deutschland Überblick über die gegenwärtige Debatte 

Wirtschaftspolitik von Frauen Frauenpolitische Alternativen 

Arbeitszeitverkürzung und Beschäftigungspolitik 

Kritik der und Alternativen zur Finanz-, Steuer- und Geldpolitik der Bundes­
regierung 

Verkehrssektor: Instrument für einen ökologischen Umbau 

Als Referentinnen und Diskussionsteilnehmerinnen stehen u.a. Hermann Bömer, 
Stephan Brückl, Dieter Eiße!, Roland Hamel, Rudolf Hickel, Jörg Huffschmid, Reinhold 
Kowalski, Jan Priewe, Herbert Schui, Karsten Schuldt, Susanne Schunter-Kieemann, 
Johannes Steffen und Bert Warich zur Verfügung. 

Die Sommerschule findet vom 18. bis 23. September 1994 in einer Tagungsstätte in 
der näheren Umgebung von Göttingen statt. Die Unterbringung erfolgt in Zweibett­
zimmern. 

Der Kostenbeitrag für die Unterbringung, Verpflegung und Materialien beträgt DM 
200,- {für Studentinnen und Arbeitslose DM 1 00,-}. 

Anmeldungen können ab sofort über unsere Kontaktanschrift schriftlich vorgenomc 
men werden. Wir bitten dabei um kurze Angaben zum Beruf sowie den vorhandenen 
Vorkenntnissen. 

Insgesamt stehen wieder 20 Teilnehmerinnen-Plätze zur Verfügung, von denen ca. 
die Hälfte für Teilnehmerinnen aus den neuen Bundesländern reserviert werden 
sollen. 
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Betriebliche Konversion 

Erfahrungen, 
Probleme, 
Perspektiven 

Winter 1993, 
l60Seiten, DM25,-, 
ISBN 3-929440-08-3 

Nachdem in den letzten Jahren 
Konversion vor allem im Zusom· 
menhang mit Rüstungskonversion 
diskutiert wurde, trill zunehmend 
die Deballe um Konversion von 
Automobil· und.chemischerlndu. 
strie in. den Vordergrund. Wie 
die wenigen.praktischenKonver­
sionserfohrungen zeigen, ist der 
Prozeß der Konversion jedoch 
mit erheblichen Prpblemen ver­
bunden, zu denen nur wenige 
Lösungsvorschläge vorliegen. 
Der Band versammelt erstmals 
Erfahrungen, diein den Belrie­
ben bei Umbau·, Konversions· 
und DiVersifikationsvorhoben 
gemacht wurden· und beschreibt 
Rahmenbedingungen und Hand' 
lungsmöglichkeilen für betriebli­
che und gewerkschaftliche Kon­
versionsstrategien. 
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Fundiert, knapp, übersichtlich. 
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Hennannus Pfeiffer 

Die Macht 
derBanken 

Die personellen Verflechtungen 
der Commerzbank, der 

Deutschen Bank und der 
Dresdner Bank mit 

Rudolf Hlckel: "Diese Studie schließt eine 
weit geöffnete Forsehungslücke." 

Jörg Huffschmid: ''Eine in jeder Hinsicht 
gelungene; originelle und innovative 
Arbeit, die überdies den Vorlug hat, 
hervorragend geschrieben zu sein.!' 
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